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Interview
Essens Bischof Overbeck zu Homosexualität und die Zukunft der Kirche
"Wir müssen für unsere Überzeugungen kämpfen"
Von Volker Resing / Kipa
Essen, 23.6.10 (Kipa) Essens katholischer Bischof Franz-Josef Overbeck fordert seine Kirche auf, für ihre Positionen in der offenen Gesellschaft einzustehen. Er verteidigte am Mittwoch, 23. Juni, die katholische Sexualmoral und die ablehnende Haltung gegenüber homosexueller Praxis. Zugleich wandte er sich dagegen, homosexuelle Menschen zu diskriminieren. Die Veranlagung sei keine Sünde. Weiter wirbt Overbeck dafür, dass die Kirche an ihrem Stil arbeitet. Um an den Diskussionen in Gesellschaft teilzuhaben, brauche es eine "Eventisierung der Kirche".
Kipa: Herr Bischof, mit Ihrer Aussage "Homosexualität ist Sünde" haben Sie für Aufsehen gesorgt. War das so beabsichtigt?
Franz-Josef Overbeck: Die Intervention erklärt sich aus dem Ablauf der Sendung von Anne Will im April in Berlin. Dort wurde mir vorgeworfen, ich sei der Vertreter eines Vereins von Päderasten und Kinderschändern. In dem Zusammenhang wurde auf homosexuell aktive Priester verwiesen. Dies war im Ton ehrabschneidend und unangemessen. Darauf habe ich schlicht den Katechismus wiedergegeben: Homosexualität ist Sünde. Und ich habe gesagt, dass Sexualität, Partnerschaft und Liebe zusammen gehören. Ausserdem ist es die Natur des Menschen, als Mann und Frau auf Kinder hin geschaffen zu sein.
Kipa: Ist die Irritation vielleicht auch dadurch entstanden, dass Sie über den Katechismus hinausgegangen sind?
Overbeck: Es wäre klüger gewesen, in dieser angespannten Stimmung von ausgelebter Sexualität zu sprechen. Das wäre dem Glauben der Kirche entsprechender gewesen. Denn nicht die Veranlagung ist Sünde.
Kipa: Der Katechismus spricht gerade davon, dass es eine Ausgrenzung von Menschen mit homosexuellen Neigungen nicht geben darf.
Overbeck: Es ging mir nie darum, homosexuelle Menschen in irgendeiner Weise zu diskriminieren oder in ihrer Würde nicht anzuerkennen. Das liegt mir absolut fern. Aber es geht mir schon darum, die Lehre der Kirche und unsere Überzeugung von geglücktem Menschsein deutlich zu benennen.
Kipa: Wie gehen Sie mit dem Unverständnis in der Gesellschaft um, das Ihnen entgegenschlägt?
Overbeck: Wir leben in einer offenen Gesellschaft. Das ist gut und richtig. Die Kirche muss aber schon lange, seit 40 Jahren und länger, damit leben, dass ihre Sexualmoral bestritten wird. Für die christliche und insbesondere die römisch-katholische Beurteilung der Homosexualität als Neigung und in ihren Vollzügen hinsichtlich ihrer sittlichen Qualität scheint es in der postmodernen Gesellschaft wohl nur wenig Konsens zu geben. Auch wenn sich die Kirche der Welt öffnen muss im Sinn eines missionarischen Dialogs mit der Zeit, so bedeutet das nicht die Bereitschaft zur unkritischen Übernahme nichtchristlicher Denkmuster und Verhaltensweisen. Wo nötig, ist die Kirche aufgerufen, "Zeichen des Widerspruchs" zu sein, gerade um des Menschen und seiner unveräusserlichen Würde willen! Wir haben als Kirche die Aufgabe, der Heiligen Schrift und ihrer Auslegung und der Tradition treu zu bleiben. Es gibt kaum noch Verständnis dafür, woher wir unsere Normen beziehen. Unsere Vorstellungen kommen eben aus der Offenbarung, der Tradition, dem Lehramt und dem Erfahrungswissen der Menschheit seit vielen Jahrtausenden. Das ist für viele nicht mehr einsichtig.
Kipa: Wie erleben Sie die Debatte persönlich?
Overbeck: Ich erlebe viel Empörung, aber durchaus auch Zustimmung. In der Debatte stelle ich fest, dass es schwierig ist, überhaupt Sachargumente auszutauschen. Ich wünschte mir mehr Akzeptanz dafür, dass ich als Teil der offenen Gesellschaft auch eine andere Meinung haben kann und darf.
Kipa: Sie haben erklärt, dass Sie sich auch mit Homosexuellen treffen wollen. Was erhoffen Sie sich davon?
Overbeck: Dies ist ein atmosphärischer Hinweis darauf, dass es selbstverständlich für mich ist, mit allen zu sprechen und mit allen in einen Dialog zu treten. Dialog aber heisst für mich, Meinungen und Argumente auszutauschen, aber ohne den Zwang, sich einigen zu müssen. Es muss ein Anerkennen gerade auch unterschiedlicher Logiken geben, die sich dem anderen verschliessen. Ich lege zudem Wert darauf, dass unsere Überzeugungen vom geglückten Menschsein vernünftig sind, und ich kann sie mit Vernunft-Argumenten begründen. Ich erkenne dennoch an, dass es aus medizinischer und humanwissenschaftlicher Sicht und aufgrund von therapeutischer Erfahrung andere Einschätzungen gibt, die von der Kirche eine Weiterentwicklung fordern.
Kipa: Die Kirche befindet sich selbst in einer gewissen Glaubwürdigkeitskrise. Wie lässt sich das auflösen, dieser Spagat zwischen eigenem Anspruch und Realität, auch angesichts von Homosexualität in der Kirche?
Overbeck: Wir sind in der Tat der Überzeugung, dass Glaube auch von Glaubwürdigkeit kommt, natürlich jenseits der theologischen Quellen. Das heisst: Wir müssen in unserem Denken und Verhalten selber glaubwürdig sein, damit wir unsere Botschaft glaubwürdig verkünden können. Und da befinden wir uns als katholische Kirche in einer postsäkularen, einer weltlichen Welt und müssen für unsere Überzeugen einstehen und kämpfen. Das versuche ich Tag für Tag.
Kipa: Was muss sich in der Kirche ändern?
Overbeck: Für mich gehören auch ganz konkrete Dinge unserer kirchlichen Struktur dazu. Wir müssen zum Beispiel unser Pfarreisystem grundlegend neu organisieren, um den Menschen und auch den Priestern eine bessere Beheimatung unter heutigen Bedingungen zu geben. Da gibt es viele Spannungen. Wir sind nicht mehr Volkskirche, aber Kirche im Volk mit volkskirchlichen Elementen. Gleichzeitig müssen wir an unserem Stil arbeiten, weil wir Teil der offenen Gesellschaft sind und teilhaben an offenen Diskussionen. Dazu braucht es unter anderem auch so etwas wie eine "Eventisierung" der Kirche, aber in einem guten Sinne des Wortes.
Kipa: Was für Events wünschen Sie sich?
Overbeck: Es gibt schon bekannte Formen wie etwa den Weltjugendtag, der viele junge Menschen im Glauben stärkt. Im Bistum Essen wollen wir im nächsten Sommer mit einem grossen Familientag in besonderer Weise etwas für Familien tun. Es muss auch Tage der Begegnung geben für junge Leute, an denen man sowohl eine heilige Messe feiert als auch Gemeinschaft erlebt. Das ist für viele ein Bedürfnis. Ich sage den Pfarrern vor Ort immer: Feiert grosse und für viele zugängliche Pfarrfeste. Verkündigung heisst immer, die Menschen mit Herz und Verstand zu erreichen.
Hinweis: Fotos auf www.kna-bild.de
(kipa/b/pem)
Schweiz
Nach dem Christustag bleibt ein Loch in der Kasse
Bern, 23.6.10 (Kipa) Der Christustag, den evangelische Christen aus Landes- und Freikirchen am 13. Juni im "Stade de Suisse" in Bern durchgeführt hatten, hat weniger Teilnehmer gebracht als erwartet. Entsprechend rechnen die Organisatoren mit einem Defizit von 150.000 Franken. Das ist einem Bericht der Zeitschrift "Idea Spektrum" vom 23. Juni zu entnehmen.
Der Christustag hatte dieses Jahr 25.000 Besucherinnen und Besucher angezogen - man hatte 30.000 erwartet. Als mögliche Ursachen nennt der Christustags-Präsident René Winkler gegenüber der Zeitschrift das Wetter, den neu eingeführten Vorverkauf, den Preis oder eine kleinere Bedeutung des Tages bei den Christen. Das Komitee will deshalb einen Spendenaufruf an die Teilnehmer verschicken.
Winkler zeigte sich aber zufrieden mit der Arbeit der Veranstalter und den Reaktionen aus dem Publikum. Ende August werde entschieden, ob es einen nächsten Christustag geben werde.
Der letzte Christustag im Jahr 2004 in Basel hatte eine Rekordbeteiligung von rund 40.000 Teilnehmenden gebracht. Nicht alle hatten Platz im Stadion, sodass das Geschehen auf Grossleinwand in eine benachbarte Halle übertragen werden musste. Als Reaktion wurde dieses Jahr der Vorverkauf eingeführt. Seit 1980 werden solche Christustage durchgeführt.
(kipa/pem/ak)
Kultur-Legi: Migros-Kulturprozent und Caritas arbeiten zusammen
Zürich/Luzern, 23.6.10 (Kipa) Caritas Schweiz wird für das Angebot seiner Kultur-Legi neu mit dem Migros-Kulturprozent zusammen arbeiten. Das teilten die beiden Institutionen am Mittwoch, 23. Juni, in einem gemeinsamen Mediencommuniqué mit. Migros-Kulturprozent offeriert den Karteninhabern Vergünstigungen für kulturelle Angebote. Darüber hinaus gewährt die Migros-Klubschule in einer einjährigen Testphase ab 1. August 2010 50 Prozent Rabatt auf Kurse, die nicht mehr als 1.000 Franken kosten.
Caritas bietet seit sieben Jahren sozial benachteiligten Menschen in verschiedenen Regionen der Schweiz die Kultur-Legi an und damit Vergünstigungen bei Kultur-, Sport- und Bildungsangeboten sowie im Gesundheitsbereich. Heinz Altorfer, Abteilungsleiter Soziales bei der Direktion Kultur und Soziales beim Migros-Genossenschaftsbund, spricht von einer Win-Win-Situation: "Mit Caritas und Migros-Kulturprozent haben sich zwei starke Partner gefunden. Dass wir gerade jetzt, im europäischen Jahr zur Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung, einen aktiven Beitrag leisten können, freut mich umso mehr."
Kultur-Legi
Die Kultur-Legi ist gemäss Caritas in der Region Freiburg, in Chur sowie den Kantonen Bern, Luzern, Nidwalden, Obwalden, Uri, Schwyz, Zug und Zürich erhältlich. Mehr als 9.000 Personen besitzen eine KulturLegi. Über 600 Angebotspartner gewähren Karteninhabern Rabatte. Caritas ist bestrebt, das Angebot stetig zu erweitern und die Kultur-Legi möglichst vielen Menschen in der gesamten Schweiz zugänglich zu machen. Insbesondere in der französischen Schweiz ist die Kultur-Legi in Planung.
Hinweis: www.kulturlegi.ch
(kipa/com/pem/ak)
Basel: Christengemeinschaft beantragt Anerkennung
Basel, 23.6.10 (Kipa) Die Basler Gemeinde der Christengemeinschaft hat als erste religiöse Gruppierung unter der neuen Kantonsverfassung ihre kantonale Anerkennung beantragt. Vermutlich nach den Sommerferien entscheidet der Grosse Rat über das Gesuch, wie Radio DRS am 22. Juni berichtete.
Mit der neuen Kantonsverfassung von Basel-Stadt ist eine kantonale Anerkennung von Kirchen und Religionsgemeinschaften möglich - in Ergänzung zur öffentlich-rechtlichen Anerkennung der Landeskirchen. Der Basler Regierungsrat hat dem Grossen Rat beantragt, das Gesuch der Christengemeinde zu beantragen, wie aus einer Mitteilung des Grossen Rats hervorgeht.
Die Christengemeinschaft, 1922 als "überkonfessionelle christliche Kirche" gegründet und stark von der Anthroposophie Rudolf Steiners beeinflusst, ist seit rund zehn Jahren in Basel präsent. Ihre Priesterinnen und Priester haben nach eigenen Angaben Lehrfreiheit, die Mitglieder Bekenntnisfreiheit. Die Gemeinschaft finanziert sich laut Internetseite aus freiwilligen Zuwendungen der Mitglieder und "legt Wert auf eine klare Trennung von Kirche und Staat".
Kriterien erfüllt
Nach Einschätzung von Kaspar Sutter, Generalsekretär des auch für Religionsgemeinschaften zuständigen Finanzdepartements, sind die in der Verfassung festgeschriebenen Kriterien für eine Anerkennung erfüllt. Mit rund 500 Mitgliedern und 5.000 Freunden habe die Basler Christengemeinde eine gewisse gesellschaftliche Bedeutung, so Sutter gegenüber Radio DRS. Sie sei bereits länger im Kanton tätig, anerkenne den Religionsfrieden und die Rechtsordnung und könne klare finanzielle Verhältnisse nachweisen. Auch könnten Mitglieder jederzeit austreten.
Theologisch handle es sich bei der Christengemeinde um eine sehr offene Gemeinschaft, äusserte sich Religionswissenschaftlerin Lilo Roost, Koordinatorin für Religionsfragen der Abteilung Gleichstellung und Integration im Basler Präsidialdepartement, gegenüber DRS. Am interreligiösen Dialog hat sich die Christengemeinschaft laut Roost bislang nicht beteiligt und dies mit "Ressourcenproblemen" begründet.
(kipa/drs/com/ak/pem)
Reformierte wollen Deutschschweizer Kommission für Gottesdienst und Musik
Zürich, 23.6.10 (Kipa) Die Liturgie- und Gesangbuchkonferenz der evangelisch-reformierten Kirchen der deutschsprachigen Schweiz soll zu einer Kommission für den gesamten Bereich Gottesdienst und Musik werden. Am 1. Juni hielt sie laut Medienmittelung vom Dienstag, 22. Juni, ihre Abgeordnetenversammlung in Zürich ab.
Im Hintergrund der Überlegungen standen zwei Anträge, der Deutschschweizer Liturgiekommission eine neue Arbeitsstruktur zu geben und eine befristete Arbeitsgruppe Popularmusik einzuführen. Beide Anträge wurden in der vorliegenden Form zurückgewiesen, führten aber zu der neuen Idee, die seit über 50 Jahren bestehende Liturgiekommission zu einer Kommission für den gesamten Bereich Gottesdienst und Musik auszubauen, entsprechend dem Aufgabenbereich der Konferenz.
Bis in einem Jahr soll dazu ein konkretes Projekt vorliegen, so die Mitteilung. Damit verbunden soll auch eine Diskussion über die Perspektiven der Liturgiearbeit in den reformierten Deutschschweizer Kirchen angestossen werden.
In den Vorstand wählte die Versammlung neu Andreas Hausammann, den Leiter der Arbeitsstelle für populäre Musik der St. Galler Kirche. Durch eine massvolle Erhöhung der Beiträge der Mitgliedkirchen an die Konferenz konnte laut Mitteilung deren strukturelles Budgetdefizit beseitigt werden.
(kipa/rna-com/ak)
Israelitischer Gemeindebund fordert Freilassung von Gilad Shalit
Zürich, 23.6.10 (Kipa) Der Schweizerische Israelitische Gemeindebund (SIG) und die Plattform der Liberalen Juden der Schweiz (PLJS) fordern die umgehende Freilassung des israelischen Soldaten Gilad Shalit, der seit vier Jahren durch die Hamas im Gaza-Streifen festgehalten wird.
In einer Medienmitteilung anlässlich des vierten Jahrestags der Geiselnahme rufen SIG un PLJS die Schweiz dazu auf, sich als Depositärstaat der Genfer Konventionen für eine Freilassung Shalits einzusetzen.
Am 25. Juni 2006 wurde der 19-Jährige von der Hamas-Bewegung auf israelischem Staatsgebiet entführt. Die Hamas verweigere "in Missachtung der elementarsten Menschenrechte" dem Soldaten jeglichen Kontakt mit seiner Familie sowie Besuche des Internationalen Roten Kreuzes, heisst es weiter.
(kipa/com/ak/pem)
Persönlich
Pierre Stutz und Christoph Walser
23.6.10 (Kipa) Pierre Stutz, Christoph Walser. - Nach 12 Jahren in der Redaktion der Zeitschrift Ferment verabschiedet sich Pierre Stutz. Das teilt die Redaktion mit. Stutz will sich eine längere Sabbatzeit gönnen. Sein Nachfolger wird Christoph Walser. Mit ihm wird erstmals ein reformierter Theologe auf der Redaktion mitarbeiten.
(kipa/com/pem)
Ausland
Europarat fordert Aufhebung des Minarett-Verbots
Strassburg, 23.6.10 (Kipa) Das Schweizer Verbot von Minaretten ist von den Parlamentariern des Europarats als Diskriminierung der muslimischen Gemeinde verurteilt worden. In einer Entschliessung von Mittwoch, 23. Juni, forderte der Europarat in Strassburg die Schweiz auf, das Bauverbot aufzuheben und es bis zu seiner Aufhebung auszusetzen.
Das Verbot verletze die in der Menschenrechtskonvention verankerte Religionsfreiheit, so die Parlamentarier laut einer Meldung der Nachrichtenagentur AFP. Der Bau von Minaretten müsse genauso erlaubt sein wie der von Kirchtürmen.
Ablehnung von Burka-Verboten
Die Abgeordneten aus den 47 Europaratsländern haben sich ausserdem gegen ein generelles Burka-Verbot ausgesprochen. Akzeptabel seien punktuelle gesetzliche Regelungen etwa für die Identifizierung, bei der Ausübung öffentlicher Ämter und in Fällen, in denen eine religiöse Neutralität erforderlich sei.
(kipa/afp/ak/pem)
Spanien plant landesweites Burka-Verbot
Madrid, 23.6.10 (Kipa) Spanien könnte bald das Tragen von Burka und Niqab in der Öffentlichkeit verbieten. Mit einer knappen Mehrheit von nur zwei Stimmen sprach sich der spanische Senat am Mittwoch, 23. Juni, in Madrid für den Antrag der konservativen Oppositionsparteien aus, muslimischen Frauen das Tragen von Vollschleiern in der Öffentlichkeit zu verbieten.
Solche Vollschleier seien diskriminierend und verletzten die Würde der Frau, begründete die konservative Volkspartei ihren Antrag. Dieser wurde überraschend angenommen, nachdem die gemässigten katalanischen Nationalisten in letzter Minute für ein mögliches landesweites Vollschleierverbot stimmten. Die regierenden Sozialisten von Ministerpräsident José Luis Rodriguez Zapatero sprachen sich gegen ein Verbot aus. Sie müssen nun jedoch mit ihrer Minderheitsregierung ein entsprechendes Gesetz ausarbeiten, das dann dem Parlament zur endgültigen Abstimmung vorgelegt werden muss.
Bereits mehrere Städte
Bereits in der vergangenen Woche hatten mehrere Städte in der nordspanischen Region Katalonien, darunter auch Barcelona, sowie einige Kleinstädte im südspanischen Andalusien das Tragen von Vollschleiern in städtischen Einrichtungen untersagt.
Die Zustimmung der katalanischen Regionalisten im spanischen Parlament ist auf die zum Teil hitzigen Debatten in Katalonien über ein Vollschleierverbot zurückzuführen. Im Herbst finden in der wirtschaftsstärksten Region des Landes, in der es zudem viele muslimische Einwanderer gibt, Regionalwahlen statt. Das Burka-Verbot spielt im Vorwahlkampf eine wichtige Rolle.
(kipa/b/pem)
Deutschland: Bischof Mixa lenkt ein
Augsburg, 23.6.10 (Kipa) Der frühere Augsburger Bischof Walter Mixa (69) lenkt ein und stellt seinen Rücktritt und dessen Umstände nicht mehr in Frage. In einer am Mittwoch, 23. Juni, in Augsburg veröffentlichten "einvernehmlich gefundenen Erklärung" des Bischofs und der Diözese heisst es, Mixa werde der Einladung des Papstes zu einem Gespräch in Rom gerne nachkommen. "Sein Rücktritt und dessen Umstände werden hierbei nicht in Frage gestellt. Für den Druck, den er bei Unterzeichnung seines Rücktritts empfunden hat, macht Bischof em. Dr. Mixa niemand verantwortlich und niemandem Vorwürfe."
Vorausgegangen war am Dienstagabend ein Gespräch Mixas mit Vertretern der Augsburger Bistumsleitung in Anwesenheit der Rechtsanwälte beider Seiten. Vereinbart wurde ausserdem, dass Mixa die Wohnung im Augsburger Bischofshaus verlässt, in die er am 12. Juni zurückgekehrt war. Die Diözese werde sich um eine vorübergehende Wohnung kümmern und sich dabei mit den bayerischen Bischöfen abstimmen, heisst es weiter. Mixa wolle sich ausserdem noch in einem persönlichen Schreiben an die Gläubigen der Diözese Augsburg wenden.
Schlusspunkt
Die Erklärung setzt einen von der Augsburger Bistumsleitung als endgültig betrachteten Schlusspunkt unter eine Auseinandersetzung, die in der vergangenen Woche eskaliert war. Mixa hatte am 21. April nach einer wochenlangen Debatte um seine Person bei Papst Benedikt XVI. seinen Rücktritt eingereicht. Dieser wurde am 8. Mai angenommen. Dem 69-Jährigen werden schwere Verfehlungen im Umgang mit Kindern, angehenden Priestern und fremdem Geld zur Last gelegt.
Die deutschen Bischöfe hatten dazu im April eine Materialsammlung nach Rom weitergeleitet, wie sie nach der Sitzung des Ständigen Rats am Dienstag in Würzburg bestätigten. Vergangene Woche ging Mixa, nachdem er zunächst in einer Schweizer Klinik und dann in der Toskana abgetaucht war, mit einem Zeitungsinterview in die Offensive. Darin behauptete er, seinen Rücktritt widerrufen zu haben, weil er von seinen engsten Mitarbeitern sowie mehreren deutschen Bischöfen unter Druck gesetzt worden sei. Zu seiner Verteidigung brachte er vor, dass die Vorwürfe teils nicht stimmten, er sich aber an manche Vorgänge auch nicht erinnern könne.
(kipa/b/ak)
Österreich: Bischöfe beschliessen Massnahmen gegen Missbrauch
Mariazell/Wien, 23.6.10 (Kipa) Österreichs Bischöfe haben ein umfassendes Massnahmenpaket zur Aufarbeitung und Verhinderung von Missbrauch und Gewalt in der Kirche beschlossen. Primäres Ziel aller Bemühungen seien "Hilfe und Gerechtigkeit für die Opfer", erklärte die Bischofskonferenz am Mittwoch, 23. Juni, in Mariazell. "Gemeinsam mit Papst Benedikt XVI. bitten wir Gott und die betroffenen Menschen inständig um Vergebung und versprechen zugleich, dass wir alles tun wollen, um solchen Missbrauch nicht wieder vorkommen zu lassen", betonten die Bischöfe.

Zu diesem Zweck wurde in jeder Diözese eine Ombudsstelle eingerichtet. Sie sind für den Erstkontakt, eine erste Klärung von Verdachtsfällen sowie für die Rechtsberatung und Begleitung der Opfer zuständig. Die Ombudsstellen sollen von unabhängigen Fachleuten geleitet werden. Zuletzt verzeichneten die kirchlichen Stellen nach eigenen Angaben einen deutlichen Rückgang an Kontaktaufnahmen. Der Leiter der Wiener Ombudsstelle, Johannes Wancata, teilte am Mittwoch mit, im Mai habe es landesweit insgesamt 87 Kontakte gegeben. Im April seien es noch 287 und in den Monaten zuvor insgesamt 566 gewesen.
Beratende Kommission
Zusätzlich zu den im Kirchenrecht vorgesehenen Massnahmen für eine kirchliche Voruntersuchung wird neben der Ombudsstelle in jeder Diözese eine Kommission eingesetzt, die die Konsequenzen für den mutmasslichen Täter mit dem Bischof berät. Bei begründetem Verdacht werde der Betreffende bis zur endgültigen Klärung und "in enger Kooperation" mit den staatlichen Stellen ausser Dienst gestellt. Erhärte sich der Verdacht, empfiehlt die Ombudsstelle dem Opfer, Anzeige zu erstatten.
Der mutmassliche Täter soll den Leitlinien zufolge zur Selbstanzeige aufgefordert werden. Bestehe die Gefahr, dass durch ihn "weitere Personen zu Schaden kommen könnten", werde der Sachverhalt auf Initiative der Kirche zur Anzeige gebracht, stellen die Bischöfe klar.
Stiftung Opferschutz
Die diözesanen Ombudsstellen übernehmen als erste Anlaufstelle für Opfer die Kosten der Therapien. Zusätzlich richten die Bischöfe eine "Stiftung Opferschutz" ein, "um den Opfern rasch, unbürokratisch, menschlich und angemessen zu helfen". Die Stiftung soll für Therapiekosten sowie für Schmerzensgeld- und Schadensersatzzahlungen aufkommen. Das Geld dafür werde nicht aus dem allgemeinen Kirchenetat bereitgestellt, sondern beim Täter oder bei einer verantwortlichen Institution eingefordert.
Sexueller Missbrauch sei eine dunkle Seite der ganzen Gesellschaft, betonen die österreichischen Bischöfe. Die meisten Fälle passierten nachweislich im familiären Umfeld und in anderen gesellschaftlichen Bereichen. Dieser Hinweis soll aber "die Verantwortung der Kirche im eigenen Bereich nicht kleinreden", heisst es. Man wisse, dass "für die Kirche hohe ethische Ansprüche gelten, an denen sie zu Recht gemessen wird".
Ombudsmann Wancata betonte, Kontakte mit den Ombudsstellen seien nicht mit wirklichen Fällen von Gewalt oder sexuellem Missbrauch gleichzusetzen. Neben der Meldung von konkreten Ereignissen gebe es auch viele Anfragen, vage Schilderungen oder Doppelmeldungen. "Die allermeisten Kontakte beziehen sich auf Vorfälle, die sich im Zeitraum der 60er bis 80er Jahre ereignet haben sollen", so Wancata.
"Sakrileg"
Der Vorsitzende der Slowenischen Bischofskonferenz, Erzbischof Anton Stres, wertete den Missbrauchsskandal als die "grösste Gefahr für die Glaubwürdigkeit der Kirche". In seiner Predigt bei der Bischofsversammlung sagte er: "Da wir nicht in unserem eigenen Namen auftreten, sondern uns als Boten Gottes selbst und seiner Autorität darstellen, ist jeder Missbrauch des Evangeliums Gottes für selbstsüchtige und lüsterne menschliche Zwecke ein Sakrileg."
Der Erzbischof von Ljubljana (Laibach) bedauerte, dass "junge Menschen, die uns zur Erziehung anvertraut waren, die Beute der Lüsternheit einiger Priester" geworden seien. "Die Tatsachen sind schmerzhaft, unsere Aufgaben ebenfalls", so der Erzbischof: "Die Wahrheit über uns sind unsere Taten, nicht unsere Worte. Das gilt auch für die Kirche."
(kipa/b/ak)
Österreichs und Sloweniens Bischofskonferenz tagten gemeinsam
Mariazell, 23.6.10 (Kipa) Die Österreichische Bischofskonferenz hat am 22. und 23. Juni in Mariazell erstmals gemeinsam mit der Slowenischen Bischofskonferenz eine Vollversammlung abgehalten.
Die Begegnung war eine Frucht der "Wallfahrt der Völker" des Jahres 2004, zu der rund 100.000 Pilger - darunter viele aus Slowenien - in den Marienwallfahrtsort gekommen waren. Die jetzigen gemeinsamen Beratungen sei aber auch "Ausdruck dafür, dass der gemeinsame christliche Glaube sprachliche und politische Grenzen überwindet", heisst es in einer Presseerklärung der Bischöfe vom Mittwoch, 23. Juni.
Im Zentrum der Gespräche der Bischöfe seien aktuelle Fragen der Kirche in den beiden Ländern gestanden, etwa katholische Privatschulen oder der konfessionellen Religionsunterricht an öffentlichen Schulen, der nach wie vor in Slowenien nicht möglich ist. Thema seien aber auch Volksgruppen und Minderheiten gewesen, die fremdsprachige Seelsorge sowie die "Aufarbeitung der gemeinsamen Vergangenheit", wie es hiess. Vor dem Hintergrund der aktuellen Diskussion in Europa betonten beide Bischofskonferenzen den Wert des arbeitsfreien Sonntags und die Bedeutung christlicher Symbole im öffentlichen Raum.
(kipa/w/ak)
Regierung der Philippinen stoppt Sexualkundeunterricht
Manila, 23.6.10 (Kipa) Wegen starker Opposition der Kirche hat das Bildungsministerium der Philippinen ein Pilotprogramm zur Einführung von Sexualkundeunterricht an Schulen gestoppt. Das meldet die Tageszeitung "Inquirer" (23. Juni). Bildungsministerin Mona Valisno wolle sich ausführlich mit der Bischofskonferenz beraten, bevor das Pilotprogramm fortgeführt werde, berichtet das Blatt. Sie wolle prüfen, inwieweit durch den Sexualkundeunterricht "christliche Werte" berührt werden.
Die Bischofskonferenz zeigte sich "erfreut". Die Leiterin der Rechtsabteilung der Bischofskonferenz, Jo Imbong, hatte zusammen mit 30 anderen Eltern und der katholischen Partei Ang Kapatiran zu Wochenbeginn bei einem Gericht in Manila Klage eingereicht.
Schulischer Sexualkundeunterricht verletze das Recht der Eltern, selbst den "moralischen Charakter" ihrer Kinder zu formen, zitiert der "Inquirer" aus der Klageschrift. Der Etappensieg der Kirche könnte von kurzer Dauer sein, denn die Amtszeit der Regierung endet am 30. Juni mit der Vereidigung des neuen philippinischen Staatspräsidenten Benigno Aquino.
(kipa/b/ak)
Tschechien: TV-Kirchenkritik bleibt ungestraft
Prag, 23.6.10 (Kipa) Die Kritik des öffentlich-rechtlichen Prager Fernsehens (CT) an der Rückgabe von Kirchengütern in Tschechien bleibt ohne Strafe. Das Höchste Verwaltungsgericht in Brno (Brünn) widerrief eine vom Fernseh- und Rundfunkrat verhängte Strafe gegen den Sender, wie das Prager Nachrichtenportal "aktualne.cz" am Mittwoch, 23. Juni, berichtete.
In dem beanstandeten Bericht, der vor zwei Jahren ausgestrahlt worden war, hatte es unter anderem geheissen, die katholische Kirche erhalte über milliardenschwere Zahlungen des Staates "politischen und wirtschaftlichen Einfluss", und "aus den Priestern Gottes" würden "reiche Unternehmer". Das Geld werde dazu verwandt werden, "massiv Menschen aus der atheistischen tschechischen Gesellschaft vom Eintritt in die Kirche zu überzeugen".
Rüge der Fernseh- und Rundfunksrats
Der Fernseh- und Rundfunkrat hatte das als nicht objektiv und unausgewogen gerügt. Der Beitrag vermittele den Eindruck, es gehe weniger um die Entschädigung der Kirche für die Verstaatlichung ihres früheren Eigentums durch das kommunistische Regime als darum, dass die Kirche sich bereichern wolle und nach politischer und wirtschaftlicher Macht strebe. Der Rat ordnete dafür eine Strafe von umgerechnet 23.000 Franken an.
Das Höchste Verwaltungsgericht kassierte jetzt diese Entscheidung. Der Auftrag des Fernsehens, objektive und unvoreingenommene Informationen zu verbreiten, bedeute nicht, dass das journalistische Recht auf Kommentierung eingeschränkt sei. Diese Kritik könne auch schärfer als gewöhnlich ausfallen, wenn sie sich mit politischen Absichten auseinandersetze. Es sei schliesslich auch Aufgabe des öffentlich-rechtlichen Fernsehens, öffentliche Debatten zu verschiedensten Themen zu initiieren, in denen unterschiedliche Ansichten zutage treten. Zu bestrafen sei lediglich die Verbreitung von Lügen, so das Gericht.
(kipa/b/ak)
Pakistan: Christ wegen Blasphemie angeklagt
Rom, 23.6.10 (Kipa) In Pakistan ist abermals ein Christ wegen Verstosses gegen das Blasphemie-Gesetz angeklagt worden. Wie der vatikanische Missionsdienst Fides am Mittwoch, 23. Juni, unter Berufung auf örtliche Quellen berichtete, wird einem 73 Jahre alten Katholiken aus der Erzdiözese Faisalabad vorgeworfen, den Propheten Mohammed beleidigt zu haben.
Ein Vertreter der pakistanischen katholischen Bischofskonferenz sprach gegenüber Fides von einem "weiteren Missbrauch der Menschenrechte". Zum wiederholten Male werde das Blasphemie-Gesetz missbraucht, um gegen religiöse Minderheiten vorzugehen, sagte der Sekretär der nationalen Kommission für Gerechtigkeit und Frieden, Peter Jacob. Als Höchststrafen drohen bei einem Verstoss gegen das seit Mitte der Achtzigerjahre geltende Blasphemie-Gesetz lebenslängliche Haft oder Hinrichtung.
Schon 112 Mal zu Unrecht angewendet
Nach einer Statistik der nationalen Kommission für Gerechtigkeit und Frieden gab es im Jahr 2009 insgesamt 112 Fälle, in denen das Blasphemie-Gesetz in Pakistan zu Unrecht angewandt wurde. 57 betrafen Mitglieder der Glaubensgemeinschaft der Ahmadiyya, 47 Muslime und acht Christen.
Der Ständige Beobachter des Heiligen Stuhls bei den Vereinten Nationen in New York, Erzbischof Celestino Migliore, hatte im Oktober vergangenen Jahres vor der Uno-Vollversammlung mit Blick auf Pakistan vor einem Missbrauch von Blasphemiegesetzen gewarnt.
(kipa/r/pem)
Sohn des Gründers will Schadenersatz von Legionären Christi
Mexiko-Stadt, 23.6.10 (Kipa) Raul Gonzalez Lara, Sohn von Ordensgründer Marcial Maciel Degollado (1920-2008), hat die Legionäre Christi in den USA auf Schadenersatz verklagt. Wie die mexikanische Tageszeitung "Jornada" berichtet, reichte Laras Anwalt Jeff Anderson vor einem US-Gericht in New Haven (Connecticut) zivilrechtliche Klage ein. Anderson ist Spezialist für kirchliche Missbrauchsfälle.
Der Anwalt wirft zudem Papst Benedikt XVI. sowie Kardinal Angelo Sodano und weiteren ranghohen Kirchenführern vor, von Maciels Drogensucht und Pädophilie gewusst und nichts dagegen unternommen zu haben. Die Tageszeitung "Chronica" berichtet unterdessen, die Ordensgemeinschaft habe für die kommenden Wochen die Weihe von 60 neuen Diakonen angekündigt.
Am Wochenende hatte die italienische Zeitung "Il Giornale" spekuliert, der italienische Kurienerzbischof Velasio de Paolis (74) könnte als Beauftragter des Vatikans die Neuordnung der "Legionäre" übernehmen. Eine offizielle Bestätigung steht allerdings noch aus. Der Vatikan hatte Anfang Mai eine umfassende Neuordnung der Legionäre Christi sowie die Ernennung eines Sonderbeauftragten angekündigt. Die inhaltliche Ausrichtung und die internen Strukturen der Gemeinschaft müssten grundlegend revidiert werden, hiess es damals.
Missbrauchsvorwürfe
Dem Ordensgründer wurde "objektiv unmoralisches Verhalten" vorgeworfen. Zuvor war die im März 2009 vom Vatikan angeordnete Untersuchung der Ordensniederlassungen abgeschlossen worden. Die Ergebnisse dieser ersten Phase der Apostolischen Visitation werden gegenwärtig in Rom ausgewertet.
Anlass der Untersuchung waren Vorwürfe gegen Maciel wegen sexuellen Missbrauchs von Seminaristen und Missständen in den Niederlassungen der Gemeinschaft. Ende März distanzierten sich die Legionäre Christi offiziell von ihrem Gründer. Sie bestätigten zudem, dass er Vater dreier Kinder gewesen sei. Im November 2009 bat der Orden die Missbrauchsopfer Maciels um Entschuldigung.
Die Legionäre Christi sind eine weltweit tätige Gemeinschaft päpstlichen Rechts. Der 1941 von Maciel in Mexiko gegründeten Kongregation gehören gegenwärtig etwa 800 Priester und 2.500 Seminaristen in 22 Ländern an.
(kipa/b/ak)
Holländischer Fussball-Star Sneijder wird katholisch
Den Haag, 23.6.10 (Kipa) Wesley Sneijder, einer der grossen Stars im Team der niederländischen Fussballnationalmannschaft beim WM-Turnier in Südafrika, ist katholisch geworden. Wie niederländische Medien am Dienstag, 22. Juni, berichteten, hat seine Freundin ihn dazu gebracht, sich in der vergangenen Saison in einer Kirche bei seinem Club Inter Mailand taufen zu lassen. Seither bete er täglich mit Yolanthe Cabau van Kasbergen am Telefon. "Gott gibt mir Kraft", zitiert "De Telegraaf" den schussgewaltigen Mittelfeldspieler. Mit dem Pfarrer, der ihn taufte, stehe er regelmässig in Kontakt.
(kipa/b/ak)
Vatikan
Benedikt XVI.: Glaube ist "vernünftig"
Rom, 23.6.10 (Kipa) Die Existenz Gottes kann nach den Worten von Papst Benedikt XVI. durch ein Zusammenspiel von Glaube und Vernunft erkannt werden. "Durch den Glauben, der eine Gabe Gottes ist, und mit Hilfe seiner Vernunft vermag der Mensch zu erkennen, dass es Gott gibt", sagte der Papst am Mittwoch, 23. Juni, während der Generalaudienz im Vatikan. Die menschliche Vernunft allein reiche hierfür nicht aus.
Dies bedeute jedoch nicht, dass Glaube und Vernunft einander widersprächen. "Es ist vernünftig, Gott Glauben zu schenken, der sich den Aposteln als der Grund und die Fülle des Lebens offenbart hat", hob das Kirchenoberhaupt hervor.
Als Beispiel für das Zusammenspiel von Glaube und Vernunft verwies Benedikt XVI. auf den heiligen Thomas von Aquin (1225-1274). In seiner dritten Katechese über diesen bedeutendsten mittelalterlichen Theologen würdigte der Papst vor allem dessen wirkmächtigste Schrift, die "Summe der Theologie". Dieses "Meisterwerk" zeige, dass das "denkerische Durchdringen der christlichen Offenbarung" und das "konkrete Handeln aus dieser Erkenntnis" zusammengehörten, hob der Papst hervor. Thomas biete nicht einfach eine Theorie über Gott und den Menschen, sondern zeige, wie der Mensch von Gott aus gesehen werden müsse.
Der aus der Nähe von Neapel stammende heilige Thomas von Aquin gehörte dem Dominikanerorden an und war ein Schüler Alberts des Grossen (um 1200 bis 1280). In seinen Werken macht er die Philosophie des Aristoteles erstmals umfassend für das christliche Denken fruchtbar.
(kipa/r/ak)
Seitenschiff
Was darf es denn kosten?
(Kipa) In der kleinen freiburgischen Pfarrei Sorens sind die Kirchenaustritte schlagartig zurückgegangen. Hatten in den letzten zwei Jahren insgesamt sechzig Personen die Kirche verlassen, so verzeichnete die Pfarrei im laufenden Jahr keinen einzigen Austritt.
Ein Beschluss der Pfarreiversammlung vom Frühjahr 2009 hat offensichtlich die gewünschte abschreckende Wirkung entfaltet. 15.000 Franken kostet in Sorens eine Beerdigung von Verstorbenen, die aus der katholischen Kirche ausgetreten sind.
Der Wink mit dem Zaunpfahl an jene, die aus Steuerersparnisgründen an einen Kirchenaustritt denken, hat zwar weitherum zu entrüsteten Reaktionen geführt. Doch nun hat er im Kanton Freiburg zur Ausarbeitung von "Richtlinien über mögliche finanzielle Beiträge für die Pfarreien" geführt. Darin wird den Pfarreien nach Massgabe der realen Kosten empfohlen, 1.000 bis 2.000 Franken für eine Beerdigung, 1.500 bis 2.000 Franken für eine Hochzeit und 100 bis 200 Franken für eine Taufe zu verrechnen, wenn diese pastoralen Dienste von Personen beansprucht werden, die aus der Kirche ausgetreten sind.
"Wir werden uns wohl an diese Richtlinien anpassen müssen", kommentierte Henri Clément, Vizepräsident des Pfarreirates von Sorens, und anerkannte im selben Atemzug, dass die 2009 in seiner Pfarrei beschlossene Massnahme kaum anwendbar gewesen wäre.
Ins Fäustchen lachen kann sich die Pfarrei von Sorens trotzdem: Ihre drastische Abschreckungspolitik hat die Kantonale kirchliche Körperschaft gezwungen, ein drängendes Problem anzupacken, das man gerne weiterhin auf die lange Bank geschoben hätte. Sakramente kann man ja auch nicht kaufen oder verkaufen. Trotzdem: Was darf es denn kosten?
job
"Seitenschiff" ist eine Kipa-Rubrik. Aktuelles Geschehen in Kirche und Welt will sie mit Humor beleuchten oder satirisch zuspitzen.
(kipa/job/bal)
Zitat
Werte statt Quantitäten
23.6.10 (Kipa) "Im Advent einer Zeit, da der Mensch sich anschickt, seinem eigenen Bauplan auf die Spur zu kommen, ist es das Gebot der Stunde, Grenzen des Könnens und Dürfens zu erkennen und abzustecken. Arbeitsinstrument ist die Ethik. Der Mensch darf nicht alles, was er (denken) kann. Wir dürfen nicht dem Macherwahn erliegen. Das ist kein Verbot für die Freiheit der Wissenschaft und Technik, sondern das Gebot, auch das Denken als unverdient empfangene Gabe zu verstehen, mit der die Aufgabe verbunden ist, davon verantwortungsvoll Gebrauch zu machen.
Weiterleben kann die Menschheit nur, wenn sie von Grund auf anders denken lernt: komplex statt linear, in Werten statt in Quantitäten. Denn die Welt ist mehr als die Summe ihrer Teile. Viele grosse Denker und Forscher, allen voran Nobelpreisträger der Physik, haben das längst erkannt."
Der pensionierte Gynäkologe Roland Moser, in seinem Beitrag "Medizin im Spannungsfeld zwischen Grösse und Gefährdung" in der aktuellen Ausgabe der Schweizerischen Kirchenzeitung (24. Juni).
(kipa/ak)
Beziehungscoach
23.6.10 (Kipa) "Ich würde mir wünschen, dass der Pfarrer öfters auch nach der Heirat aufgesucht würde, wenn die ersten Eheprobleme auftreten. Der Pfarrer als Beziehungscoach - dieser Bereich ist viel zu wenig ausgebaut."
Der reformierte Pfarrer Peter Hiltbrand von Gsteig-Interlaken, traut während des Trucker-Festivals Interlaken vom Wochenende vom 25. bis 27. Juni ein Paar auf der Festivalbühne. Im "Bund" gibt er Auskunft über seine Erfahrungen mit kirchlichen Trauungen - und Scheidungen.
(kipa/pem)
Hinweis für Redaktionen
23.6.10 (Kipa) Es sind Beiträge unter anderem zu folgenden Themen mit Schweiz-Bezug geplant oder in Arbeit:
- Alain de Raemy, Kaplan der Schweizergarde in Rom (Juni)
- 50 ausgegrabene Kirchen: 19 Kantonsarchäologien gegen bekannten Mittelalter-Archäologen (Juni)
- Henri-Dunant-Jubiläum: Reportagen aus Genf und Heiden (Juli)
- Noch immer umstritten: Wo und wann darf am Sonntag eingekauft werden? (Juni)
- Einsiedeln. Ein Kloster und sein Wallfahrtsbetrieb (Juli)
- Sommerserie 2010: 24 Stunden im Leben der katholischen Kirche der Schweiz in 14 Beiträgen (acht Beiträge bereits erschienen)
- Interview mit dem scheidenden SEK-Präsidenten Thomas Wipf (Herbst)
Hinweis: Weitergehende Auskünfte zu den einzelnen Themen: kipa@kipa-apic.ch
(kipa/ak)
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